
Bundessozialgericht I m N a m e n d e 5 V o 1 k e s
A.Z£i.9.BY.299129‘

U»r t e i l

in dem Rechtsstreit

°doooooouoooooooooooocooooocooocoouo oooooooo oo

Zugestellt Kläger und Revisionskläger,
am 24° April 4974

Prozeßpflegerzoooononeooooooooooqeooooooo’ooooo

\

g e g e n

°gcoeaoooeooooouccoooooo° ooooo 0 ooooooo oeoooooo

Beklagte und Revisionsbeklagte,

belgeladenzo
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Der 9° Senat des Bundessozialgerichte hat am
25° März 1971 ohne mündliche Verhandlung

‚durch

Senatspräsidentin Dr° S c h w a r z
—Vorsit2cnder «,

Bundesrichter Dr° M a i s c h ,
Bundesrichter Dr° R e n n e r ,
Bundessozialrichter S c h 6 f i s c h und

Bundessozialrichter Dr° G e n e n g e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil

des Landessozialgerichts Hamburg vom 18° Fe—

bruar 1970 aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesena
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I

Der nunmehr prozeßunfähige Kläger (geb° 280 Januar 1940)
bezog über das 18° Lebensjahr hinaus bis zur vorzeitigen

Beendigung des Lehrverhältnisses (Buchdruckerlehre) im 1

Juli 1958 Waisenrente nach dem Bundesversorgungsgesetz

(BVG)° Sodann war er bis Juni 1962 als Hilfsarbeiter in

verschiedenen Arbeitsverhältnissen tätig° Seit April 1965
befindet sich der Kläger angeblich wegen einer endogenen

mischbildhaften Psychose laufend in stationärer Behandlung

des Allg° Krankenhauses Ochsenzoll° Die von ihm im April

1961 geschlossene Ehe, aus der nach dem Vorbringen des

Klägers ein Kind hervorgegangen ist‚ wurde vom Landgericht

Hamburg mit rechtskräftig gewordenem Urteil vom 27° März

1965 aus beiderseitigem Verschulden der Ehegatten geschie—

' den, beide Ehegatten verzichteten gegenseitig auf Unter—

halt° Für den Kläger wurden von 1955 bis 1962 Pflichtbei—

träge zur gesetzlichen Rentenversicherung entrichteto

Den Antrag des Klägers vom 50° Dezember 1964, ihm wegen

Gebrechlichkeit erneut Waisenrente zu gewähren, lehnte

das Ver30rgungsamt (VersorgA) mit Bescheid vom 250 März
1965 ab, weil bei Vollendung des 18° Lebensjahres Gebrech—

lichkeit nicht vorgelegen habe° Der Kläger sei auch nicht

eine "unverheiratete Waise"‚ sondern geschieden° Der

Wider3pruch wurde mit Bescheid vom 240 August 1966 zurück—

gewiesen° Gleichzeitig wurde ausgeführt, daß auch die Ge-
währung von Waisenrente im Wege des Härteausgleichs nach

5 89 BVG nicht in Betracht komme; der Bundesminister für
Arbeit und Sozialordnung (BMA) habe mangels eines wirt—
schaftlichen Bedürfnisses seine Zustimmung hierzu ver—
weigert° Das Sozialgericht (SG) Hamburg wies nach Bei—

ladung der Bundesrepublik Deutschland die Klage ab (Urteil

vom 15° Januar 1969)° Die Berufung blieb erfolglos„ Das
Landessozialgericht (LSG) führte im Urteil vom 18° Fe—
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Nach 5 45 Abs° 5 Buchsto c (2° und 5° Neuordnungsgesetz

—
NOG) stehe dem Kläger "verlängerte" Waisenrente als

Rechtsanspruch nicht zu„ Eine Waisenrenté könne nach

Vollendung des 18° Lebensjahres nur einer "unyerheirateten"

Waise gewährt werden° Geschiedene oder verwitwete Perso—

nen könnten nicht als "unverheiratete" Weisen angesehen

werden° Ein Wiederaufleben der Waisenrente nach Auflö-

sung der Ehe einer Waise sei im Gesetz nicht vorgesehen°

Die gesetzliche Regelung verstoße auch nicht gegen Art°

5, Art° 6 des Grundgesetzes (GG)° Ein Anspruch des Klägers

auf verlängerte Waisenrente sei aber auch aus anderen

Gründen nicht gegeben° Für den Kläger seien trotz der

geistigen Gebrechlichkeit während seiner Erwerbstätigkeiten

von 1955 bis Januar 1962 Pflichtbeiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung entrichtet werden und er habe sich damit

einen eigenen Rentenanspruch aus der Sozialversischerung

erworben° Wie das Bundessozialgericht (BSG) in dem Urteil

vom 6° Dezember 1966 (Bd° 26, 12/15) im Falle einer ge—
brechlichen Waise dargelegt habe, komme die Wiedergewährung

einer Waisenrente nach dem BVG dann nicht mehr in Betracht,

wenn die Waise jahrelang — wenn auch mit Unterbrechung —
erwerbstätig gewesen und durch die Ein—richtungen der

Sozialversicherung (gesetzliche Krankenversicherung und

Rentenversicherung) gegen die Wechselfälle des Lebens grund-

sätzlich geschützt sei„

Die Beklagte habe im Widerspruchsbescheid vom 24° August
1966 nach Einholung einer schriftlichen Stellungnahme des

BMA auch die Gewährung der Waisenrente im Wege des Härte—

ausgleichs nach @ 89 BVG versagto Nach 5 95 des Sozialge-
richtsgesetzes (SGG) hätte das SG deshalb auch über die

Ablehnung_des Härteauslgleichs durch die Beklagte mit
entscheiden müssen° Ein Ermessensfehlgebrauch der Be-

klagten bzw„ des BMAbei der Ablehnung des Härteausgleichs
liege jedbch nicht vor° Der Härteausgleich sei von einem
wirtschaftlichen Bedürfnis abhängig, das im Fall des
Klägers nicht gegeben sei„ Sein Einkommen aus der Renten—
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versicherung abzüglich des Kinderzuschusses übersteige

nämlich (ab 10 Dezember 1964 bis zum Zeitpunkt der Ent—
scheidung des LSG) den Betrag, der die Zahlung einer Aus—

gleichsrente für Halbwaisen ausschließe (RdSchreiben BMA

vom 7°201961 in BVB1 1961 8° 56 Nro 25)° In der Versagung

des Härteausgleichs durch die Beklagte unter Bezugnahme

auf die ablehnende Stellungnahme des BMA im Widerspruchs—

bescheid vom 24° August 1966 sei auch kein Verstoß gegen
verfassungsrechtliche Grundsätze zu erblicken° Auch den

‚verfassungsrechtlichen Bedenken des Klägers in bezug auf

den Zustimmungsvorbehalt in 5 89 BVG könne nicht gefolgt

werden° Die Versorgungsämter und die Landesversorgungs-

ämter hätten gemäß 5 1 des Gesetzes über die Errichtung

der Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversorgung vom

120 März 1951 idF des Vierten Überleitungsgesetzes vom
270 April 1955 (BGBl I 189) die Versorgung der Kriegs—

opfer nur durchzuführen, die Versorgungslast trage aber

die Bundesrepublik Deutschlando Die interne Regelung des

5 89 BVG, daß die Versorgungsbehörden der Länder in be—
sonderen Härtefällen mit Zustimmung des BMA Versorgung

im Wege des Härteausgleichs gewähren könnten‚ ändere

nichts an der Tatsache, daß der hierüber zu erlassende

Verwaltungsakt ausschließlich durch die zuständigen Ver—

waltungsbehörden der Länder in eigener Verantwortung

ergehe°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger einen Ver—

stoß des LSG gegen die 55 45 Abso 5 Buchst° c und 89 BVG

sowie gegen die Artikel 85‚ 94 (richtig: 84) GGGAls
“unverheiratete Waise“ im Sinne des @ 45 Abs° 5 Buchst°

BVG habe auch eine geschiedene Waise zu gelteno Zu Un—

recht sei dem Kläger auch ein Härteausgleich gemäß 5 89

BVG versagt worden° Die nach dieser Vorschrift erforder—

liche Zustimmung des BMA sei kein bloßes Verwaltungs—

internum, sondern berühre — da es sich um eine gesetz—

liche Voraussetzung zum Erlaß eines entsprechenden Ver—

waltungsaktes handle - die Wirksamkeit dieses Aktes nach

außen° Bei diesem Zustimmungserfordernis handle es sich
_5_
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um einen Fall der im Hinblick auf Art° 85, 84 GG unzulässigen

Mischverwaltung° Dies bedeute, daß die gesetzlich vorge—

schriebene Beteiligung des BMA an der Entscheidung über

den Härteausgleich verfassungswidrig sei° Es müsse jedoch

davon ausgegangen werden, daß der Gesetzgeber den Härte—

ausgleich auch dann vorgesehen hätte, wenn ihm die Ver-

fassungswidrigkeit der in diesem Zusammenhang getroffenen.

Verfahrensregelung bewußt gewesen wäre° Im übrigen ver—

stoße sowohl der Widerspruchsbescheid als auch das Urteil

des LSG gegen 5 89 BVG, soweit darauf abgestellt werde,
daß bei dem Kläger eine wirtschaftliche Bedürftigkeit nicht

gegeben‚sei° Die Beurteilung dieser Frage werde nämlich

allein auf das RdSchreiben des BMA vom 7° Februar 1961

gestützt, dem BMA stehe jedoch die Kompetenz zur verbind—

lichen Festlegung derartiger Grundsätze nicht zu, Bei der

erforderlichen eigenen Ermessensentscheidung des VersorgA '

hätte sich ergeben, daß die Erwerbsunfähigkeitsrente des

Klägers nach Ab2ug der Unterhaltszahlungen an seine Tochter

nicht einmal den Fürsorgerichtsatz erreicheo Mindestens

aber hätte das LSG der Frage des wirtschaftlichen Bedürf—

nisses des Klägers näher nachgehen müssen°

Der Kläger beantragt,
,

l) die Beklagte unter Aufhebung der Urteile des SG
Hamburg vom 150 Januar 1969 und des LSG Hamburg

vom 18° Februar 1970 sowie des Bescheides vom
25° März 1965 idF des Widerspruchsbescheides vom

24° August 1966 zu verurteilen, dem Kläger ab

1° Dezember 1964 Waisenrente nach dem BVG zu ge—

währen;
\

2) hilfsweise, die Beklagte zu verpflichten, dem

Kläger hinsichtlich der Gewährung von Waisen—

rente im Wege des Härteausgleichs einen neuen
Bescheid zu erteilen;

5) weiter hilfsweise, den Rechtsstreit unter Auf—

hebung des Urteils des LSG vom 18- Februar 1970

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG Hamburg zu*rückzuverweisen°
_ 6 _
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Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zu verwerfen°

Sie bezieht sich auf die Gründe des angefochtenen Urteils°

Die Beigeladene hält die Revision für unbegründet°

Die Beteiligten haben übereinstimmend ihr Einverständnis

mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung erklärt°

II

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden (55 162 Abso 1
Nr° l, 164, 166 SGG) und daher zulässig; sie ist auch im

Sinne einer Zurückverweisung begründet°

Streitig ist, ob dem Kläger ab 1a Dezember 1964 (Neuan—

trag vom 50° Dezember 1964) Waisenrente als Rechtsanspruch

nach % 45 Abs° 5 Buchsto c BVG idF des 2° und 50 NOG vom

21° Februar1964_ aF _ und28° Dezember1966-■r- (BGBl
I 85/I 750) — nunmehr unter Berücksichtigung des Gesetzes

zur Änderung sozial— und beamtenrechtlicher Vorschriften

über Leistungen für verheiratete Kinder vom 25° Januar

1971 (BGBl I 65) — oder zumindest im Wege des Härteaus—

gleiche nach 5 89 BVG zusteht° @45 Abso 5 Buchst° c°
BVG aF machte die Gewährung von Waisenrente für eine un—

verheiratete Waise nach Vollendung des 180 Lebensjahres

davon abhängig, daß die Waise bgi_Vollendung des 12;

Lebensjahres infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen
außerstande ist, sich selbst zu unterhalteno @ 45 Abso 5

Buchst° 0 BVG nF schrieb — im übrigen unverändert — vor„
daß diese Voraussetzung spätenstens bei Vollendung des

32; Lebensjahres eingetreten sein mußo Das Gesetz vom
25° Januar 1971 bestimmt in Arte 5 Nr° 4, daß in 5 45
Abso 5 Satz 1 BVG das Wort "unverheiratete" gestrichen

und am Ende von Buchstabe 0 angefügt wird;, “über die

Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebensjahres hinaus
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jedoch nur, wénn'ihr Ehegatte außerstande ist, sie zu
unterhalten"° Nach Art„ 12 Abso 1 tritt das Gesetz mit

Wirkung vom lo Juni 1970 in Kraft; in Abs° 2 dieser Vor—

schrift ist jedoch bestimmt, daß die durch dieses Gesetz

vorgenommenen Änderungen auch für die Zeit 393 dem l° Juni

1970 gelten, wenn der Anspruch auf die Leistung vor

diesem Zeitpunkt geltend gemacht und darüber nicht auf

Grund des damals geltenden Rechts bereits eine nicht mehr

anfechtbare Entscheidung getroffen worden ist" Damit hat

der Gesetzgeber die in dem Beschluß des Bundesverfassungs-'

gerichts vom 14, Juli 1970 — 1 BvR 191/67 — (BVBl 1970
Nr, 24 S, lll) als verfassungswidrig erklärte sogenannte

"Heiratsklausel" rückwirkend beseitigt° Sonach steht der
Umstand, daß der Kläger verheiratet gewesen ist, dem gel—

tend gemachten Anspruch nicht mehr entgegen° Bei allen Ge—

sotzesfassungen des 5 45 Abs° 5 Buchst° c BVG muß die Waise

jedoch - wenn auch zu unterschiedlichen Zeitpunkten — in—

folge Gebrechlichkeit außerstande sein, sich selbst zu
unterhalten° Hierzu hat das LSG zwar unangegriffen fest—

gestellt, daß der Kläger "trotz geistiger Gebrechlichkeit
durch seine Erwerbstätigkeiten von 1955 bis Januar 1962

Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung ent-

richtet" und sich damit einen eigenen Rentenanspruch aus
der Sozialversicherung erworben habe, Aus diesen Fest—

stellungen ergibt sich jedoch nicht, ob der Kläger - worauf

es für den im Dezember 1964 erhobenen Anspruch nach 5 45

Abs° 5 Buchst° 0 BVG idF des 2° NOG zunächst noch ankam —
"bei Vollendung des 18° Lebensjahres" (28° Januar 1958)

tatsächlich gebrechlich und infolge körperlicher oder
geistiger Gebrechen außerstande gewesen ist, sich selbst

zu unterhalten; eine Feststellung darüber ist hier nicht

deshalb entbehrlich, weil er wegen des noch bestehenden

Lehrverhältnieses WaiSenrente nach 5 45 Abs° 5 Buchst; a

BVG ohnehin über die Zeit nach Vollendung des 18° Lebens-
jahres hinaus erhalten hat° Auch für den Geltungsbereich

des 5 45 Abs° ; Buchst., c BVGidF des 5„ NOG(ab 1„ Januar
1967) hätte es, selbst wenn Gebrechlichkeit erst von der
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dauernden Unterbringung im Allg° Krankenhaus Ochsenzoll

' (April 1965?) an zu bejahen wäre, ebenso wie für die vor—
hergehende Zeit der ziffernmäßigen Feststellung des Ein—

kommens des Klägers bedurft° Für die Frage, ob der Kläger

"außerstande ist, sich selbst zu unterhalten", hätte auch
geklärt werden müssen, welche Aufwendungen für den Kläger

durch die Unterbringung im Allg° Krankenhaus.Ochsenzoll

entstehen und wie hoch der Teil seines Renteneinkommens

ist, der als Kinderzuschlag gewährt wird„ Außerdem kommt

es auf Grund der Neufassung des 5 45 Abs° } Buchst.c. BVG

durch das Gesetz vom 25° Januar 1971 für die Zeit nach

Vollendung des 270 Lebensjahres (28° Januar 1967) nun—
mehr auch auf die Unterhaltsfähigkeit des früheren Ehe—
gatten an (vgl° @ 60 EheG)° Da es an diesen tatsächlichen

Feststellungen fehlt, mußte das Urteil des LSG, soweit es
den Rechtsanspruch des Klägers auf Waisenrente betrifft -
auch ohne entsprechende Rüge — aufgehoben werden (vgl°

BSG in SozR Nr„ 6 zu 5 165 SGG)° Das Urteil des LSG hat
auch nicht im Hinblick auf die Rechtsauffassung, die der '

erkennende Senat in seinem Urteil vom 6° Dezember 1966,

(BSG 26, 10, 12, 15) zu 5 45 Abs° 5 Buchst° c BVG 33 ver—
treten hat, aufrechterhalten werden können; dort ist

offengelassen, unter welchen Voraussetzungen eine Waisen—

rente (wieder) zu gewähren wäre, wenn im Falle der Ge—

brechlichkeit "bei Vollendung des 18° Lebensjahres" ein
(späterer) Arbeitsversuch mißglückt ist oder eine Arbeits—

tätigkeit nur vorübergehend hat ausgeübt werden können;

es hat sich auch um eine "Waise" gehandelt, die den An—

spruch auf Waisenrente erst im 51° Lebensjahr und nach

rund BOjähriger — wenn auch mit Unterbrechungen ausge—

übter — Berufstätigkeit erhoben hat° Sowohl in tatsäch—

licher Hinsicht als auch infolge der Gesetzesänderungen

ist der Sachverhalt hier ein anderer„

Auch für die außerdem streitige Frage der Gewährung von

Waisenrente im Wege des Härteausgleichs nach 5 89 BVG

fehlt es an notwendigen tatsächlichen Feststellungeno
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Das LSG hat zunächst zutreffend die Auffassung vertreten,-

daß das SG nach 5 95 SGGauch hierüber hätte entscheiden
müssen, da der Bescheid vom 25° März 1965 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom 24° August 1966, mit dem

auch ein Härteausgleich abgelehnt wurde, Gegenstand der

Klage gewesen ist° Nach 5 89 Abs° 1 BVG idF des 2° und 5,3

NOG kann mit Zustimmung des BMA ein Ausgleich gewährt

werden, sofern sich in einzelnen Fällen aus den Vor—

schriften des BVG besondere Härten ergeben° Die Verwal-

tungsvorschrift (Veer) Nr° 1 zu 5 89 BVG idF des 2° NOG
sieht einen solchen Härteausgleich nur dann vor, wenn

ein Bedürfnis vorliegt° In der Veer Nro 1 zu 5 89 BVG

- idF des 5° NOG wird der Begriff der besonderen Härte und

des wirtschaftlichen Bedürfnisses näher erläuterto Das

LSG hat insoweit unter Hinweis auf das Rundschreiben des

BMA vom 7" Februar 1961 — BVBl 1961 So 56 Nr° 25 — ausge—

führt, das Einkommen des Klägers aus der Rentenversiche—

rung abzüglich des Kinderzuschusses übersteige den Betrag,

der die Zahlung einer Ausgleichsrente für Halbwaisen aus—
schließe° Abgesehen davon, daß dieses Rundschreiben durch

das spätere Rundschreiben des BMA vom 19° Januar 1962

— BVBl 1962 S° 16 Nr° 15 — teilweise überholt ist, bedarf

es auch hierzu der Feststellung, wie hoch das Arbeits— und

Renteneinkommen des Klägers ist und gewesen ist und ob er —
etwa angesichts der Unterbringungskosten —

außerstahde
war,

sich selbst zu unterhalten° Die Revision macht hierzu gel-

tend, die Rente des Klägers erreiche nicht einmal den
"Fürsorgerichtsatz"o

Soweit die Revision jedoch die in 5‘89 BVG vorgeschriebene

Zustimmung des BMA zur Gewährung eines Härteausgleichs für
rechtswidrig hält, in dem Zustimmungsvorbehalt einen Ver—

Stoß gegen die Artikel 85, 84 GG erblickt und deshalb meint,

die Versagung des Härteausgleichs durch die Versorgungsbe—

hörde unter Bezug auf die fehlende Zustimmung des BMA sei

'5chon deshalb fehlerhaft, kann ihr nicht zugestimmt werdeno

In Art° 84 Abs° 5 GG ist ausdrücklich bestimmt, daß der
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Bundesregierung durch Bundesgesetz die Befugnis verliehen

>werden kann, für besondere Fälle Einzelweisungen zu er—
teileno Als zulässige Varianten einer solchen Weisungs—

befugnis werden bundesgesetzliche Vorbehalte in Form von
Zugtipmppgg;;_Einspruchs— oder Widerspruchsrechten ange—
sehen, sofern deren Ausübung rein Verwaltungsintern wirkt

(Vgl° Kommo zum GG von Schmidt/Bleibtreu/Klein, 20 Auflage,
Anm„ 12 zu Art° 84 und Komm° zum GG von Maunz/Dürig, 1970

Bd„ II, Anm„ 60 zu Art° 85 sowie Anm° 59 zu Arte 84)°

Einen solchen verfassungskonformen Vorbehalt enthält 5 89
BVG° Auch der Hinweis der Revision auf die Unzulässigkeit

der ”Mischverwaltung" greift nicht durcho Abgesehen davon,
daß nicht jedg_Mischverwaltung unzulässig ist (vgl°

\SChmidt/Bleibtreu/Klein aoa„0° Anm° 8 zu Art° 89 und

Maunz/Dürig‚ aaO Anm° 55 bis 58 und 59 zu Art° 83), liegt
eine "unzulässige Mischverwaltung" im Sinne des Revisions-
vorbringens jedenfalls dann nicht vor, wenn— wie hier —
die Vorausset2ungen des Arto 84 Abs° 5 GG erfüllt sind
und sonach keine Abweichung von den Art° 84 bis 86 GG

festgestellt Werden kann (vgl° Maunz/Dürig, aaO Anm„ 59‚

60 zu Arte 85)° Auch wenn das in Arte 84 Abs° 5 GG statu—
ierte EinzelWeisungsrecht als Ausnahmeinstitut eng auszu—
legen iSt (Val° Maunz/Dürig, aaO Anm° 42 zu Art° 84), so
ist doch gerade in Angelegenheiten der Kriegsopfervern

sorgung eine solche Ausnahmeregelung gerechtfertigt und

_
geboteno Der Bund hat gemäß Art° 72 Abs° 1 GG mit dem
Erlaß des Bundesversorgungsgesetzes von dem ihm in Art°
74 Nr„ 10 GG eingeräumten Recht der konkurrierenden Ge—
setzgebung auf dem Gebiet der Kriegsopferversorgung Ge—
brauch gemacht und außerdem nach Art° 120 GG die Kriegs—

folgelasten — nach näherer Bestimmung von Bundesgesetzen —

zu tragen° Er trägt sonach die Ausgabenverantwortung
(Vglo MaunZ/Dürig‚ aaO Anm° 8 zu Art° 120) und hat schon‘

deshalb ein WOhlbegründetes Interesse daran, die Gewährung

von Leistungen, die das Gesetz dem Ermessen der beteiligten
Behörden überlassen hat, von seiner Zustimmung abhängig
iu macheno Die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes
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ist zwar nach Art° 85 GG Sache der Länder; sie erfolgt nach

dem Gesetz über die Errichtung der Verwaltungsbehörden der

Kriegsopferversorgung vom 12° März 1951 (BGBl I 169)
— idF

des Vierten Überleitungsgesetzes vom 27° April 1955 (BGBl

I, 189) — i„Vom° dem Gesetz über das Verwaltungsverfahren

der Kriegsopferversorgung (VeerG) vom 2° Mai 1955 (BGBl

I 202)° Nach % 2 des VeerG sind die Versorgungs— und

Landesversorgungsämter der Länder für alle Versorgungs-

angelegenheiten zuständig‚ soweit durch Gesetz nichts

9992££ä bestimmt ist° In 5 89 BVG ist aber für einzelne
Härtefälle in zulässiger Weise die Zustimmung des BMA zur
Gewährung eines Ausgleichs "bestimmt" worden° Die Zu-
ständigkeit für den Erlaß eines Verwaltungsakts durch die

Versorgungsbehörde des Landes wird dadurch jedoch nicht

eingeschränkt; sie bewirkt beim Fehlen der vorgeschriebenen
Zustimmung des BMA insbesondere keine Rechtsunwirksamkeit

des Verwaltungsakts, da sie nur interne Bedeutung besitzt

(vgl° Sehön1eiter/Hennig, Komma zum Gesetz über das Ver—

waltungsverfahren der Kriegsopferversorgung, 2° Aufl° 1969,

Erläuterung Nr° 5 zu' 5 2 und Urteil des BSG vom 120 Dezem—

ber 1969 — 8 RV 469/67)° Obwohl sonach der Bund gemäß Arte
120 Abs° 1 GG die Aufwendungen zu tragen hat, richten sich

die Ansprüche Dritter (der Versorgungsberechtigten) nach

allgemeinen Rechtsgrundsätzen gegen den Aufgabenträger,
also hier gegen die Länder (vgl° Maunz/Dürig, aaO Anm„ 5

zu Art° 120 GG), die im übrigen nicht nur bei der Gesetz-
gebung, sondern auch beim Erlaß von Rechtsverordnungen und

allgemeinen Verwaltungsvorschriften mitwirken (Zustimmung

des Bundesrats — vg1° zoBo @ 50 Abs° ? BVG, Art° 84 Abs° 2
GG)° Sonach ist die Regelung über die Zustimmung des BMA

zur Gewährung eines Härteausgleichs in 5 89 BVG verfassungs—

konform° Daher hat die Versorgungsbehörde nicht schon des—

halb ermessensfehlerhaft gehandelt‚ weil sie sich bei der

Ablehnung des Härteausgleichs auf die Verweigerung der ge-
setzlieh vorgeschriebenen Zustimmung des BMA bezogen hat°

Dennoch hätte das LSG die zur inhaltlichen Überprüfung des
Verwaltungsermessens erforderlichen tatsächlichen Fest—
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stellungen treffen und insbesondere die Bedürftigkeit des

Klägers prüfen müssen° Da das LSG dieser Pflicht nicht

nachgekommen ist, war sein Urteil auch hinsichtlich der
Entscheidung über die Waisenrente im Wege des Härteaus—

gleichs aufzuheben° Das LSG wird nunmehr — wenn es nicht

zur Bejahung des Rechtsanspruchs gelangen sollte — genauere

Feststellungen über die Gebrechlichkeit des Klägers sowie

seine wirtschaftlichen Verhältnisse zu treffen und auf Grund

dieser Feststellungen evtl° zu entscheiden haben, ob die

Verwaltungsbehörde von ihrem Ermessen einen fehlerhaften

Gebrauch gemacht hat° Bei Bejahung der wirtschaftlichen

Bedürftigkeit wäre die Ablehnung des Härteausgleichs durch

den Beklagten, sofern die sonstigen Voraussetzungen des

5 89 BVG vorliegen, selbst dann ermessensfehlerhaft, wenn

— was allerdings kaum anzunehmen wäre — die Beigeladene

ihre Zustimmung weiterhin verweigern würdeo

Die fehlenden tatsächlichen Feststellungen hat das Revi—‘

sionsgericht von sich aus nicht treffen können° Deshalb

war die Sache in vollem Umfange an das LSG zurückzuver—

weisen (% 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)o

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließen—

den Entscheidung vorbehalten°
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